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Die Selbstverwaltungder evangelischen
Kirche.

(Artikel 15 der Verfassung)
ir aben ou einmal, in unserem Blatte vom

8 IIHlbondeiichArtikeln12 und 1»5unsererVerfas-
sxjnggesprochen.Der Art. 12 veehekßtJedermannim

Staate vollkommene Freiheit desvreligiosenBekenntnisses;
der Art. 15 verheißtallen Rfeligionsgesellschaftenselbst-

-f·tändige,von der Staatsregierung unabhängigePed-
nung und Verwaltung ihrer AngelegenheitenBeide
Verheißungensind bis auf den heutigenTag nochnicht
so erfüllt worden, wiswir es»Zu

erwarten berechtigtsind.
Ja, der Art. 15 ist in Bezie»ungauf die evangeli-

sche Kirche noch gar nicht erfülltworden,und»dochbe-

kennen sich zu ihr über 12 ·Millionen·Angehorigedes

preußischenStaates. Auch die katholische Kirche hat
noch diese und jene Klage zu erheben,denn auch sie

darf sich darüber beschweren, daß
in ihre vaußerenAn-

gelegenheitendie Staatsgewalt ich noch immer mehr
einmi cht, als es nach dem Art. 15 gestattetscheint. Sie

kann lichferner auch darüber beklagen,daßtrotz des Ar-

tikels 17 immer noch eine sehr großeZahl von welt-
lichen Kirchenpatronen das

Reclzthat, den Gemeinden
ihre GeistlicheneinzusetzenAber ie ev angelrs cheKirche
muß sich sehr viel Schwereres gefallenlassen. Nicht nur

bestehen in unzähligenGemeindenderselben ebenfalls
noch immer die weltlicheiiKirchenpatrouatefort, auch
da wo die Gemeinden die Wahl ihrerGeistlichenbehel-
teii haben, ist diese Wahl dgchkeineswegs eine so freie,
wie sie es nach den GrundsätzenderffReformatorensein
sollte; denn, wen sie auch wahleu mogen, sie bekommen
dochkeinen andern Geistlichen,als den, welchendie von

der Staatsgewalt eingesetztenBehördenbestati en wollen-
Gleichwohlverordnet Art. 18 der Verfassungaßwenig-
stens da, wo kein Patronat und keine esondereRechte-
titel bestehen,der Staat kein Ernennungs- und Bestäti-
iingsrecht, und nicht einmalein Vorschlagsrechthaben

lvlliDoch das ist bei Weitem nicht das Schlimmste
Man mußvielmehrsagen,daß von dem Art. 15 sur
die evangelische Kirche bis jetzt auch noch mcht

ein einziger Buchstabe ausgeführt worden ist,
zumal in den sechs östlichen Provinzen Denn
die gesammte Ordnung und Verwaltung ihrer äußeren
und inneren Angelegenheitenist unmittelbar oder mittel-
bar in den Händender Staatsgewalt verblieben. Die

Qbrigkeiten,denen die evangelis e Kirche unterthan ist,
sind nicht von der Kirche selb t eingesetzt,sondern von
dein Oberhaupte des Staates ernannt worden. Das
Staatsoberhaupt setzt den Oberkirchenrath,die Konsisto-
rien und die Superiiitendenien ein. Diese Be örden

ordnen,verwalten und beaufsichtigennachden Anweisun-
gen des Staatsoberhauptesalle äußerenund sogar alle
inneren Angelegenheitender evangelischenKirche.Von
ihnen hängt die Verwaltung des Kirchenvermögensund
die Einsetzung und Absetzung aller evangelischenGeist-
lichen des Landes ab. Ja, es muß in diesen Kirchen
gelehrt und gebetet werden, was sie anordnen und keine
Lehren, keine Gebete, keine Gebräuchesind gestattet,die
von ihnen untersagt werden.

Wohl sind unter den Evan elischenund den Katho-

gchen
die Ansichtendarüber sehrverschieden,in welcher

eisedas Kirchenregimentaus dein SchooßederKircheher-
vorgehensoll.Aber darin sindsiedochvollkommen einig,daß
diesesRegimentüberall nur durchdie Kir che, niemals aber

durchdie-weltliche Obrigkeiteingesetztwerden darf. Denn
das ist ein Grundsatz,der nichtauf den Lehrenirgend einer

besonderenKirche beruht, sondern der aus dem Wesen
derReligion selbst hervorgeht Eben so wenig kann

ei·nZweifel darüber obwalten,daßdieserGrundsatz durch
die preußischeVerfassungsurkundeausdrücklichund feier-
lich bestätigtworden ist. Aber vergebensist bis auf
den heutigenTag von

unzähligen
STIMMEN bald efok-

dert und bald gebeten wor en, daß der evangelischen
Kirchedochendlich dieses Recht werde.Vergebens ist es

auch mit den einleuchtendstenGründen dargethan wor-

den, daß alles, was bisher durch Einrichtungvon Kir-

chenräten und Synoden geschehenist, auch nicht das

Mindeliedazu beiträgt und beitragen kann-,daßdie
evan elischeKirche endlichvon der Unterthänigkeitunter

die Staatsgewaltbefreitwerde. Doch wir klagendar-

über nicht blos, weil das Recht von mehr als zwölf



Millionen Preußen nicht so beachtet wird, wie wir es

verstehen; sondern wir klagen vielmehr noch um der

schlimmen Folgen willen, welche solcheGrundsätzeschon
nach sich gezogen haben und iii immer verstärkterem
Maße noch nach sich ziehen können.

Die Kirchen vieler Städte und selbst vieler Dörfer
stehenhalb oder beinahe ganz leer. UnzähligePersonen
aus jeder Klasse der Bevölkerungziehen sich von der

Kirche zurückund kümmernsich um sie nur bei Hei-
raths-, Tauf- uud Begräbnißfällen.Viele Gemeinden
leben in offenem und noch mehrere in stillschiveigendem
Zwiespalt mit ihren Geistlichen,sei es, daß diese Geist-
lichen lehren, was den Ueberzeugungender denkenden
Gemeindemitgliederwiderspricht,sei es, daß sie handeln
und sprechen,als wären sie die bloßenDiener der eben

herrschendenGewalt.

Millionen, die unter anderen Verhältnissensicherlich
zu der Kirche ihrer Gemeinden sich halten würden,keh-
ren ihr grollend oder gleichgültigden Rücken,weil der

Geistliche,der an ihrer Spitze steht, ihnen ein fremder
und nicht angenehmer ist. So werden denn leider auch
Millionen Kinder in Gleichgültigkeitund selbst in Ver-
achtung gegen die bestehendeKirche erzogen-

Das ist gewißein großesUebel, und nur dann eini-

germaßenzu ertragen, wenn alle die Menschen,welche
in der Kirche nichts von wahrer Reli ion zu hören
bekommen, wenigstensaußerhalb derselbenzu echter

Religiositäterzogen werden würden. Aber das ist lei-
der ei Unzähligennicht der Fall. Darum muß auch der
Verfall der evangelischen Kirche den Verfall der reli-
giösen Gesinnung selbst nach sich ziehen,wir mei-

nen natürlichderenigen religiösenGesinnung,die dem

Menschendie Lie e zu Gott und seinemNächsten,die
Liebe zur Wahrheit und Gerechtigkeitnicht etwa in den
Mund sondern in das Herz schreibt. Ohne dieseRe-
li ion des Herzens giebt es aber keinen Frieden und
keine wahrhafte Freude, weder in unserm Hause nochin

unserer Gemeinde noch in unserm Staate.
Gar viele unserer ,,Konservativen«können nichtlaut

genug rufen, daß der Staat ohne Religion zu Grunde

gehenmüsse.Freilich muß er zu Grunde gehen, wenn

ie Religion, die die Religion der Wahrhaftigkeit ist,
aus einem Volke verschwindet. Und doch thun gerade
diese Konservativen,mögen sie nun den geistlichenoder
einen anderen Rock tragen, alles Mögliche,um die wirk-
liche Religion in den Gemüthernder Menschen zu er-

tödten,und an ihre Stelle die Form der Religion zu
setzen. Wehe aber einem Staate, in welchem fiir fromm
die gelten, die da plappern wie die»Heiden, und wo die
Frommen solcher Art vorzugsweiseaus die Kanzeln
und die Amtsstühlegesetztwerden!

Politische Wocheufchau.
Preußen. Noch immer ist der Aufenthalt des Grafen

Bismarck M Biarritz der Gegenstand der verschiedenstenVer-

muthungen. Aussallend ist, daß die Provinzial-Korrespondenz
sich über den Empfang des Grafen durchs den Kaiser von

Frankreich in einer ganz überschwenglichenWeise geäußert
hatte Und daß die Norddeutsche Allgemeine Zeitun und die
Kreuzzeituiigkwelche sonst jedes Wort der Provinzial-Kor-

refpondenznachdrucken,diese Mittheilung nicht aufge:;rs..i:«;.i;
haben. lMan schließtdaraus, daß bei uns in den maßgeben-
denKreisensichzwei Parteien gegenüberstehen,welcheuin den
Steg Ihrer Pläne kämpfen. Die eine, ais deren hervor-
ragendste Persönlichkeitman den Grafen Bismarck bezeichnet,
sollden Vortheil Preußensin einem engen Zusammengehen
mit Frankreichsuchen, wahrend die andere, zu welcher der

jetzt-geGouverneur von Schleswig, General von Manteuffel
gehort,nur in einem treuen Zusammenhaltenmit Oesterreich
Heil für Preußen erblickt. Ob die eine oder die andere An-
sicht in der Haltung unserer Regierung die Oberhand gewin-
nen wird, das muß sich in nicht allzu langer Zeit zeigen, wir

meinenaber, man sollte nie vergessen,daß eine auswärtige
Politik, möge sie sein wie sie wolle, nur zum dauernden Heil
des Staates führen kann, wenn die Re·ierung, welche sie
ausübt, eins ist mit dem Volke und sich stütztauf das Volk.

Trotz der bedeutenden Mittel, welche nach der Versiche-
rung der konservativen Blätter der Regierung zu Gebote
stehen, und welche ja noch vor Kurzem durch das vielbespro-
chene Geschäftmit der Köln - Mindener Eisenbahngesellschaft
vermehrt worden sind, soll die Regierung jetzt doch wieder
daran denken, mit einer bedeutend erhöhtenAnleihe-For-
derung vor die nächstenKammern zu treten. Da man aber

nicht zu erwarten scheint, daß die Kammer eine solcheAnleihe
geiiehmigenwerde, so lange sie nicht durch das Zustandekom-
men eines Staatshaushaltsgesetzes die Gewißheitvon der ord-

nungsmäßien Führung der Finanzen erlangt, so soll die Re-

gierung sichjetzt schon nach Mitteln und Wegen umsehen,
sich die Geldmittel, welche sie nothwendigbraucht, auf andere

Weise zu verschaffen. Es scheint, daß der Erfolg des Ge-

schäftesmit der Köln-Mindener Bahn die Aufmerksamkeitder

Regierungbesonders auf dieses Feld für Geldoperationen ge-
len t heit, und-wahrscheinlich soller die erforderlichen Gelder
wiederum mittelst einer neuen Kreditoperationmit irgendeiner
Eisenbahngesellschastaufgebrachtwerden. Es geht dies so
lange, als sichbei den Geldleuten nicht ein Zweifel regt, ob
denn in einein konstitutionellen Staate eine Veräußerung
oder Verpfändung von Staats-Ei enthnm, und darum
kann es sich doch nur handeln, ohne Zustimmungder Kam-
mern gestattet ist; sobald solcheZweifel erst allgemein Platz
greifen (und in dein vergeblichenBemühenOesterreichsnach
einer Anleihezeigt sich der Beweis, daß die Geldleute auch
solchenkonstitutionellen Betrachtungen zugänglichsind), wird
es sehr schwer halten, Geld aufzubringen,denn jeder muß
fürchten,sein Geld zu verlieren, wenn spätereinmal die Kam-
mern einer solchen Geldoperation ihre Genehmigungversagen.

Vor Kurzem hat der Geheime ObersinanzrathWillens

seine Stellung aufgegeben. Obgleich seine Pensionirung mit

der Verleihung eines hohen Ordens begleitet war, so behaup-
tet man dennoch, er habe seine Entlas ung nachgesucht, weil

er sichmit der jetzigenFührungder inanzverwaltung nicht
einverstanden erklären konnte. Er soll ein verfgssungsmaßig
zu Stande gekommenesBudgetgesetzals unumganglichnoth-
wendig zur Führung der FinanzverwaltungHalten«

In der Rheinprovinz beschäftigtman llchM diesem Augen-
blick sehr eingehend mit der Frage wegender Besetzung
des erzbischöflichen Stuhles 111 Koln. Bis ’etztsch·emt
die Regierung noch keine Netglmg zu haben, der ahl·eknes
hervorragendenMitgliedes der ultramontanen Partei ihre
Zustimmungzu ertheileU«,Aber man sagt, daß Ver»Festh-
lische Adel bei Gelegenheitder Anwesenheit des Komgs in

Münster-,
wo die Jubelfeier des fünfzi Ihrigen AUschlUsseö

West alens an Preußen stattndet, S ritte thIZUWill zU

Gunsten der Wahl des BischofsKetteler von Mainz,wel·er

zu den eifrigstenAnhängernder ultramontanen Partei za It.



Am 16. d. M. wurde der Abg. Franz Duncker vom

Berliner Stadtgericht zu einer Geldbußevon 15 Thalern
Wegen Ministerbeleidigungauf Grund einer am -25. Oktober

1864 in einer Versammlung der Berliner Mitglieder des

Nationalvereins gehaltenenRede verurtheilt.
»

Während des diesIahrigenvolkswirthschastlichenKongresses
zu Nürnberg EndeAugusthielt Schulze-Delitzsch im dor-

tigen Arbeitervereine eine Rede über Gewerbefreiheit. Sie
wurde stenographirt und in der RheiuischenZeitung ab-

gedruckt. Jener Vortrag, der in Baierii bei keinemGesetzes-
wächterAnstoßerregt hat, gefährdetaber nach der Ansicht
der DüsseldorferStaatsbehörde die bestehendeOrdnung im

VreußischenStaate; es ist deshalb gegen denAbgeordneten
Schulze als Verfasser und gegen die Redaktion der Rhein.
Zig. als Verbreiter der Rede »eine »Untersuchungein-

geleitet. Es steht also demnachft eine öffentlicheGerichts-
verhandlung gegen diesen Abgeordnetenbevor.

Der AbgeordneteRiebold ist von einein Schlaganfall
betroffen worden und lie t gesahrlicherkranktdarnieder.

Die Regierung zu iegnitz hatte in einer Disziplinar-
untersuchunggegen den Stadtrath Halberstadt in ·Görlitz
auf Amtsentsetzung erkannt. Auf eingelegte Appellation hat
das Ministerium diesesErkenntnißaufgehoben,und den Herrn
Stadtrath nur zu einem Verweise verurtheilt.

Zu den bekanntesten und beliebtesten Persönlichkeiten,
welche in Folge ihrer Betheiligung an der Bewegungdes
Jahres 1848 ihr Vaterland meiden mußten,gehortedas Mit-

glied der preußischenNational-Versamnilung, Julius Beh-
rends aus Berlin. Lange Zeit war von

igm
keine Nach-

richt eingelaufen,und man fürchteteschon,da er gestorben
sei. Jetzt endlich ist Kunde von seinemLeben eingetroffen,
und wir theilen bei dieser Gelegenheitzugleichetwas über

seine Thätigkeitmit. Er hatte sichvor nunmehr 13 Jahren
in San Antonio, in Texas an der MexikanischenGrenze nie-

dergelassen und daselbst einen Buchhandel begründet, der mit

der Zeit einen bedeutenden Umfang gewonnen hatte. Ob-

gleichnun Texas währendder Rebellion der Südstaaten von

dem wirklichenKriegeverschont gebliebenist, hat das Land

doch alle Entbehrungen und Lasten des Krieges zu-erdulden
gehabt und ist, wie bekannt, währendmehr als drei Jahren
von aller Kommunikation mit dem Auslande abgeschnitten
gewesen.Währendalle Geschäftedarnieder lagen, die was-
senfähigenMannschaftentheils ausgehoben,theils freiwillig
in die Armee eingetreten waren, um Karriere oder Geschäfte
zu machen, blieb Behrends zurückund übernahmden Unter-

richt der Jugend an einer Deutsch-EnglischenSchule, die er

selbst vor Jahren begründetund in deren Kuratorium er

Vorsitzender war. Ein Lehrer nach dein andern trat aus, um

fein Glück im Heere zu suchen; nur Berends harrte aus, und
war all die Jahre einziger und unbesoldeter Lehrer. Von
den Kindern, die er herangezogen,geliebt, von den Eltern

verehrt, hat er jetzt die Freude gehabt, auch von den städti-
schen Behörden seine Verdienste anerkannt und die Schule
— die einzige am Ort, die den Namen verdient — mit einein
neu erbautenschönenSchulhausebeschenktzu sehen. Dieselbe
hat fUUfKlassen und ist nunmehr wieder vollständigmit

Lehkkmbesetzt Herr Behrends, von einer schwerenKrankheit
kürzlichgenesen, besindet sichjetzt auf einer Erholungsreise
und ist daneben be chäftigt,seinen Buchhandel wieder neu

einzurichten.— Jn »erlin vor 20 J ahren voni Schul-
auite dispensirtz ist er der Aufgabe seines Lebens
treu geblieben: Im fernen Westen sicheine neue Heimath
zlt suchkngenöthjgtihat er allfopfernd und unermüd-

lJ seine Kräfte dekJUgeud gewidmetund ist in Texas
eine Hauptstützedes deutschen Elemente geworden.

Württemberg. Das Wohl des Staates Württembergwar

in der letzten Zeit ganz bedenklich gefährdet,und die Lage
mußteum so bedenklicher erscheinen,als die gefahrdrohende
Unordnung in dem Militärstandezu Tage trat. Es ist näm-
lichwiederholt vorgekommen, daß,wenn der König von Würt-

temberg in der Hofloge des Theaters in Stuttgart erschien,
die Ofsiziereaus der einen Seite der Loge sich später erho-
ben, als diejenigen aiif der andern, daß Soldaten nicht ein-
mal die Person des Königs kennen nnd in Folge dessendie

vorgeschriebenenEhrenbezeigungeiiunterlassen, — ja daß sie
sogar vor den geschlossenenHofequipagen die nöthigenHon-
neurs nicht gemachtaben. Es konnte nicht fehlen,daß diese
Symptomeeiner vor sich·gehendenZersetzungiii den Kreisen
der Regierungeine ernstlicheBesorgnißerre t haben. Aber
mit kräftiger«Hand hat man zur rechten Zeiteingegtiffeu;
und es ist ein Armeebefehlerschienen,der geeignet erscheint,
die HoffnungensurdkeZukunft zu bessern.Derselbelautetwörtlich:
»l) Es kst hochstenOrts mit Mißfallen aufgenommen

worden, daß,wenn Se« K-»Majestät Ihre Loge im Königl.
Hoftheater betreten,sich ZuchtsämmtlicheOffiziere zugleich
sondern auf der einen Seite später als auf der anderen er-

geben2) »Es»w·irdden Ofsizieren eingeschärft,daß, wenn

hre die»Koniginnach S. M. dem Könige in die Loge
tritt, Hochstdieselbenochmalsbesonders zu begrüßenist. 3)
Es wurde wiederholtmißfalligaufgenommen,daß die Wachen
vor J»hrenMajestaten die vorgeschriebenenEhreiibezeigungen
VIspat abgeben. Es wird»dieEntschuldigung,als habe der

often yor dem Gewehre die Wache zu spät ins Gewehr ge-
rufen, »nichtmehr·an enommen, vielmehr der Wachtkommawdant sur rechtzeitigelbgabe der Ehrenbezeigungenpersönlich
verantwortlichgemacht·werden.4) Da über die vor S. K.
Hoh. dem Prinzen Friedrichabzugebenden-Ehrenbezeigungen
Jrrungen entstandensind, so wird darauf aufmerksamge-
macht,daß zwar nicht vor dein Prinzen FriedrichK. H. al-
lein, ·wohl«aber,wenn Hochderselbe zugleich mit seiner Ge-
mahlin, YrinzessinKatharina K. H» an der Wache vorbei-
kommt, die fur Prinzen und Prinzessinnen des K. Hauses in
gerader Abstammung»vorgefchriebenenEhrenbezeiungen abzu-
geben find. »UmJrrthumern vorzubeugen,wird, fa s die beiden
K. H. zugleichin geschlossenerChaise an einer Wachevorbeifah-
ren sollten, der hintenstehendeLakai durch Erhebungdes Armes der Wache ein Zeichen geben. 5) Es wird die
Entschuldigung,als habe ein Soldat Abgabe der vorgeschrie-
benen Ehrenbezeigungenaus Unkenntnißmit der PefsonS.
M; des Konigsunterlassen, nicht mehr angenommen werden.
SämmtlicheSoldaten haben sich mit der Person Sr. Ma-
Iestat genau bekanntzu machen. Es sind zu diesem Behufe
genaue PhotographienHochstdesselbenaus Regimeutemittein
anzuschaffen und in« den«Maunschaftszimmernauszulegen.
6) Es.kann die Entschuldiung nicht angenommen werden,
als sei dievorgeschriebeneFhkenbezeigungvor Ihren Maje-
stateri nicht abgegebenworden, weil Höchstdieselben,in ge-
schlossenenChaisefahrend, von den Begegnendennicht erkannt
worden seien.«Es wird den Soldaten angerathen, im Zwei-
felsfallevor jeder geschlossenen Hofchaise die vor-

geschriebenen Ehrenbezeigungen abzugeben.«
Der Gasteiner Vertrag und die weitere Entwickel

der schieewig-poisteiuifcheuFrage.
W

Selbst wenn der GasteinerVertrag nicht ausdrücklichdie

Bestimmungenthaltenwurde, daß er nur ein provisorisches
Uebereinkommeii sein soll, welches die Verwaltung der Her-
zogthümerauf so lange regelt, bis die desinitiveLösungder

Herzogthunierfrageefuiidenit, so würde dochNiemand daran

zweifelnkonneti,da dieser ertrag mir eschlossenworden
ist, um tiefgehendeDifferenzenin der Auffassungder schlesi



wig-holsteinischenFrage seitens des österreichischenund des

preußischenKabinettes oberflächlichzu verdecken. Man konnte

sich einerseits nicht über eine beide Parteien genehmeLösung
der Frage einigen, und wollte doch andererseits nicht, daß die

Differenz der Ansichtenihre Ausgleichungauf dem Schlacht-
felde fände: deßhalbschloßman vorläufigjenen Vertrag, es

der Zukunft überlassend,wie sich später ein Weg zur Aus-

gleichungfinden werde.
· ·

·

Wie sich jedoch die beiden Regierungen,welche den Ver-

trag abgeschlossen,diesen Weg zur Ausgleichunggedachtund

welcheZeit sie für die Auffindungdesselbenbestimmt haben, da-

für liegt allerdings kelU»siche1’e·rAnhaltpunkt vor, aber wir

dürfen mit ziemllchet»Sicherheit annehmen, daß beide Re-

gierungen ganz verschiedeneAnsichtenin dieser Beziehungge-
habt haben, und konnen auch ungefähr vermuthen, wie jede
einzelne die weitere Entwicklungdes Gasteiner Vertrages in
den Interessen ihres eigenenStaates gewiiiischtund gehoffthat.

Oesterreich, welches niemals daran gedacht hat, seinen
Einfluß in Deutschland,zu dem es sich durch den früheren
Besitz der deutschenKaiserkrone berechtigtglaubt, aufzugeben,
betrachtet den Gasteiner Vertrag als ein neues Pfand fur die

Ausdehnung dieses Einflusses. Es hat dadurch eine feste
Stellung in Norddeutschland,nach der es bis jetzt vergeblich
gestrebt hat, gewonnen, und es denkt nicht daran, diese so bald

aufzugeben, es sei denn zu Gunsten eines Arrangements, wel-

ches an den Ufern der Elbe einen Fürsten schafft, ganz eben

so souverain und ganz eben so machtlos wie es die übrigenFür-
sten der Mittel- und Kleinstaatensind. Dann gäbees einen

Fürsten mehr in Deutschland,der darauf angewiesen wäre,
sich um den Schutz der einen beiden Großmächtezu bemühen.
Da es aber zu erwarten ist, daß derselbe, seinen Mitfürsten
gleich, eine großeScheu vor Preußen haben werde, indem er

von diesem Staate eine Schädigung seiner vollen Souverä-

nität fürchtenwürde, so wäre dadurch ein neuer und getreuer
AnhängerOesterreichs geschaffenund so hätteOesterreichdas

Ziel, welches es bei seiner Vetheiligungam Kriege im Auge
hatte, im Wesentlichenerreicht: es hättenämlich verhindert, daß
das Resultat des Krieges eine MachterweiterungPreußensherbei-
führe. Wann aber dieseLösungeintritt, das ist für die öster-
reichischeRegierung ganz gleichgültig,für’s erste sitzt sie fest
in Norddeutschland, und sie besindet sich ganz wohl dabei.

Deßhalbweist sie auch offenbar alle Versuche zurück,jetzt
schon in weitere Verhandlungen über das fernere Schicksal
zu treten; sie fürchtet,nicht in der Lage zu sein, ihre Ansich-
ten durchzusetzen,uiid wartet daher, ob sichnicht »Etwas er-

eignen werde«,was der Sache eine ihren Plänen günstigere
Wendung giebt.

-

Jn der ganz entgegengesetztenLage befindet sich offenbar
die preußischeRegierun . Sie muß, der Entwickelung des

preußischenStaates entsprechend,für die Ausdehnung des

preußischenEinflusses in Deutschland, für die Verdrängung
des österreichischenEinflussesaus Deutschland kämpfen. Des-

halb muß sie vor allem bestrebt sein, die Oesterreicher aus

der Position in Norddeutschland»weichesie in Folge des so
vielfachgetadeltenpreußisch-österreichischenBundnissesgewonnen
haben, zu verdrängen.Es unterliegtnun wohlkeinemZweifel,daß
das preußischeMinisterium den Vertrag von Gastein als den An-

fang diesesZurückdrängensderOesterreicheraus Norddeutschland
an esehenhat. Da wir uns hier nicht die Aufgabe gestellt
ha en, zu untersuchen, ob bei dem Vortrage von Gastein
Oesterreich oder Preußenden größerenGewinn gezogen hat,
so können wir auch iedeErörterung dieser Frage bei Seite
lassen, und uns nur damit beschäftigen,in welcherWeisesich

nachAnsicht der preußischenRegierung die Dinge weiter e -

wickeln sollten. »Man·scheint ganz einfachauf die steigenndte
GeldnothdesKaiserreichsgerechnetzuh·aben«-·welchedie öfter-
reichischeRegierungzwingen würdekvebeiisozjwiesie ihr Anrecht
auf Lauenburgverkaufthat, so auch ihr Anrecht auf Schles-
wig und auf Holsteinfur Geld fortzugehen So gedachte
Man sich M »denBesitz VVU Schkeswig-Holsteinauf eine Weise
zu»setzen,welchenach unsererAuffassungvon der Kultur-Ent-
wicklungin der zweiten Halfte des neunzehnten Jahrhunderts
keineswegszu billigen ist« Zu diesemZwecke wollte man auch
gern bald nach dem Abschluß des Gasteiner Vertrages neue

Verhandlungen mit Oesterreich anknüpfen,aber in Wien
hat man die drohende Gefahr eingesehen,und man hat sich
deshalbbeeilt, endlich mit Ungarn Frieden zu machen,oder doch
wenigstenseinen Waffenstillstandabzuschließen.Man hat sich
auch beeilt, da es nicht gelingenwollte, auf verfassungsmäßigem
Wege Geld zu bekommen,die Verfassung zu ,,sistiren«und
macht den allerdings vergeblichen Versuch, ohne Verfassung
Geld zu bekommen,und das alles nur, um den Verhandlun-
gen mit Preußen aus dem Wege zu gehen. Wie lange
dies gelingen wird, das wird abzuwarten sein, für’s Erste aber
steht dadurch die Entwicklungder schleswig-holsteinischenFrage
still, und man darf für die nächsteZeit weder die Einsetzun
eines Herzogs mit voller Souverainität, wie es Oesterreich
wünscht,noch eine Annexion der Herzogthümerdurch Preu-
ßen, wie sie wohl so manchem preußischenStaatsmann als
Jdeal vorschwebenmag, erwarten.

Einen Faktor aber scheint sowohl die österreichischewie
die preußischeRegierung bei ihrer Berechnung über die her-
beizuführendeLösungder schleswig-holsteinischenFrage ver-

glessenzu haben. Und doch ist dieser Faktor nach unserer
nsicht der wichtigste und wesentlichste Moment in dieser

Free-gez es ist das jchlesnzth holsteinische Volk, auf dessen
Wunsche man gar keine Rucksichtzu nehmen scheint. Dieses
Volk will offenbarkeine Annexion an Preußen,aber es will
auch nicht, daß der Wunsch Oesterreichs,ihm einen Fürsten
mit voller Souveränität zu Ygebemin Erfüllung gehe. Das
schleswigsholsteinische olk will, daß bei Konsti-
tuirung des Herzogthums Schleswig-Holsteins der

erste Versuch gemacht werde zur Herstellung dek

deutschen Bundesstaaten, wie derselbe nach dem

Programm der gesammten liberalen Partei in
Deutschland zur endlichen Zusammenfassun der

Kräfte Deutchlands errichtet werden soll. Cgswill

also seinen eigenen Herzog haben, aber es soll die Leitung der

militairischen (und maritimen) Einrichtungen, ebenso wie die

Vertretung des Landes nachAußen,an den mächtigstendeut-

schen Staat, an Preußenübertragenwerden.

Dies ist die Lösung der schleswig-holsteinischenFrage,
wie sie nicht nur das schleswig-holsteinische,sondern das ganze

deutscheVolk anstrebt. Ob der gegenwärtigeMoment, in

welchem die preußischeRegierung sich kaum nennenswerthe
Sympathieen in Deutschland erworben hat, geeignet ist zur
Herbeiführngdieser Lösung,diese Frage brauchenwir nicht
erörtern, das ganze Volk kennt die Antwort darauf. Aber

unsere Ueberzeugungkönnen wir »dahmaussprechen,daß Wir

glauben, es ist in der zweitenHEXkades neunzehnten Jahr-
hunderts nicht möglich,die schleswigsholsteinischeFrage anders

zu entscheiden,als nach dem illen der Bevölkerung- Hofer
wir also, daß derselben recht balds Gele enheit gegebenWerde-
diesen schon so oft in »derunzweifel aftesten Weise kund-

gethanen Willen auch in einer Weise auszusprechen,gegen
welcheformell keine Einwendungzu erheben Ist-
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